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Landkreis Börde
der Landrat

Bekanntmachung Beschlüsse Kreistag Landkreis Börde
vom 13.02.2008

Öffentlicher Teil

143/SBU/2008: Der Kreistag beschloss den Wirtschaftsplan 2008 des Eigenbetriebes „Straßenbau und
-unterhaltung“.

146/Abf/2008: Der Kreistag beschloss den Wirtschaftsplan 2008 des Eigenbetriebes „Abfallentsor-
gung“.

150/20/2008: Der Kreistag beschloss mit der 1. Fortschreibung des Haushaltskonsolidierungskonzep-
tes des Landkreises Börde für den Finanzplanungszeitraum von 2008 bis 2011 eine Änderung der
Jahresscheibe 2008.

134/20/2007: Der Kreistag beschloss die Haushaltssatzung des Landkreises Börde für das Haushalts-
jahr 2008 und ermächtigte den Landrat zur Abwicklung des Haushaltsplanes 2008.

147/Abf/2008: Der Landkreis Börde gibt gegenüber der Fa. VERLO GmbH u. Co. KG, Hamburg, die
Abstimmungsvereinbarung nach § 6 Abs. 3 der Verordnung über die Vermeidung und Verwertung
von Verkaufsverpackung (VerpackV) ab.

151/DIV/2008: Für die Dauer seiner Wahlperiode wählte der Kreistag als weitere Verbandsvertre-
ter/innen bzw. Stellvertreter/innen des Landkreises Börde in der Regionalversammlung des Zweck-
verbandes „Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg“ 
1. auf Vorschlag der kreisangehörigen Gemeinden:

a) Herrn Erich Wasserthal als Vertreter, Herrn Lothar Lortz als Stellvertreter;
b) Herrn Dr. Hans-Jürgen Zander als Vertreter, Herrn Dyrk Ruffer als Stellvertreter;

2. auf Vorschlag der Fraktion der CDU:
a) Frau Elisabeth Engelbrecht als Vertreterin, Frau Gabriele Brakebusch als Stellvertreterin;
b) Herrn Ralf-Peter Geisthardt als Vertreter, Herrn Urban Jülich als Stellvertreter;

3. auf Vorschlag der Fraktion der SPD:
Herrn Hans-Eike Weitz als Vertreter, Herrn Jochen Dettmer als Stellvertreter;

4. auf Vorschlag der Fraktion DIE LINKE.:
Frau Heide Schüler als Vertreterin, Herrn Manfred Nörthen als Stellvertreter;

5. auf Vorschlag der Fraktion der FDP:
Herrn Franz-Ulrich Keindorff als Vertreter, Herrn Jens Ackermann als Stellvertreter.

152/DIV/2008
1. Aufgrund des § 28 Abs. 1 des Sparkassengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (SpkG-LSA) und

des § 18 Abs. 1 des Gesetzes zur Kreisgebietsneuregelung (LKGebNRG) werden die Bördespar-
kasse und die Ohrekreis-Sparkasse zur Kreissparkasse Börde vereinigt.

2. Die Vereinigung erfolgt zum 01.07.2008. Die wirtschaftliche Vereinigung erfolgt rückwirkend
zum 01.01.2008.

3. Die Vereinigung erfolgt im Wege der Aufnahme der Ohrekreis-Sparkasse durch die Bördespar-
kasse (aufnehmende Sparkasse).

4. Die Bördesparkasse (aufnehmende Sparkasse) übernimmt die Aktiva und Passiva der Ohrekreis-
Sparkasse nach den Werten der Jahresbilanz 2007 im Wege der Gesamtrechtsnachfolge.

5. Die Kreissparkasse Börde tritt in die mit den Beschäftigten der Bördesparkasse und der Ohrekreis-
Sparkasse geschlossenen Dienst-, Arbeits- und Berufsbildungsverträge ein.

153/DIV/2008
1. Der Kreistag bestimmte als Sitz der Kreissparkasse Börde die Stadt Oschersleben (Bode).
2. Der Kreistag beschloss die „Satzung für die Kreissparkasse Börde“. 
3. Die Anzahl der weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates, die dem Kreistag angehören, wurde mit

„sechs“ festgelegt.
4. Die Anzahl der Stellvertreter für die Gruppe der weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates, die

dem Kreistag angehören, und für die Gruppe der übrigen weiteren Mitglieder des Verwaltungsra-
tes wurde mit jeweils „eins“ festgelegt.

149/32/2008: Der Kreistag beschloss die „Zweite Satzung zur Änderung der Satzung des Landkreises
Börde über die Entschädigung für ehrenamtlich Tätige (Entschädigungssatzung).

140/20/2008: Der Kreistag ermächtigte den Landrat im Jahr 2008 gemäß § 33 Abs. 3 Pkt. 10 der Land-
kreisordnung des Landes Sachsen-Anhalt zur Aufnahme von Krediten für die Umschuldung von Kre-
diten.

135/20/2007: Der Kreistag beschloss die Satzung des Landkreises Börde über die Erhebung von Ver-
waltungsgebühren (Verwaltungsgebührensatzung).

157/DIV/2008: Der Landkreis Börde stimmte dem Abschluss eines Gebietsänderungsvertrages zwi-
schen der Landeshauptstadt Magdeburg und der Gemeinde Sülzetal, mit dem 
a) eine Teilfläche zur Größe von ca. 316.000 m2 aus dem Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg

ausgegliedert und in das Gebiet der Gemeinde Sülzetal eingegliedert und
b) eine Teilfläche von ca. 390.000 m2 aus dem Gebiet der Gemeinde Sülzetal ausgegliedert und in das

Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg eingegliedert wird, sowie 
c) der mit der jeweiligen Aus- und Eingliederung verbundenen Änderung der Landkreisgrenze zu.

Haldensleben, 14.02.2008

Webel
Landrat

Landkreis Börde
Der Landrat

Satzung des Landkreises Börde über die Erhebung 
von Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührensatzung)

Auf der Grundlage der §§ 6 Abs. 1, 33 Abs. 3 der Landkreisordnung für das Land Sachsen-Anhalt
(LKO LSA) vom 05.10.1993 in der jeweils geltenden Fassung i.V.m. §§ 2, 4 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Sachsen-Anhalt vom 13.12.1996 in der jeweils geltenden Fassung hat der Kreis-
tag des Landkreises Börde in seiner Sitzung am 13.02.2008 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Allgemeines

(1) Für nachfolgende Verwaltungstätigkeiten im eigenen Wirkungskreis des Landkreises werden nach
Maßgabe dieser Satzung Gebühren und Auslagen erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass gege-
ben haben. Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe sind ebenfalls Verwaltungstätigkeiten.

(2) Wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag abgelehnt
oder nach Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurückgenommen wird, werden
auch Gebühren erhoben.

(3) Die Erhebung von Gebühren aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt davon unberührt.

§ 2 Gebühren

(1) Die Höhe der Gebühren richtet sich unbeschadet des § 5 nach dem Gebührentarif (Anlage), der Be-
standteil der Satzung ist.

(2) Sind für die Festlegung von Gebühren Mindest- und Höchstsätze bestimmt, so sind das Maß des
Verwaltungsaufwandes und der Wert des Gegenstandes zur Zeit der Beendigung der Verwaltungs-
tätigkeit zugrunde zu legen. Die Gebühr ist auf volle Euro festzusetzen.

(3) Bei der Vornahme mehrerer gebührenpflichtiger Verwaltungstätigkeiten nebeneinander ist für je-
de Verwaltungstätigkeit eine Gebühr zu erheben.

(4) Die Gebühr für die Vornahme einer Verwaltungstätigkeit kann bis auf ein Viertel des vollen Be-
trages ermäßigt werden und darf 75 v.H. der vollen Gebühr nicht überschreiten, wenn die Verwal-
tungstätigkeit
a) vor ihrer Beendigung zurückgenommen
b) ganz oder teilweise abgelehnt wird.

(5) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder er beruht auf unverschuldeter Unkenntnis,
so wird keine Gebühr erhoben.

(6) Wird eine zuvor abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin vorgenommen, so
wird die für die Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet.

(7) Kosten, die dadurch entstanden sind, dass der Landkreis die Sache unrichtig behandelt, sind zu er-
lassen.

(8) Der Landkreis kann die von ihm festgesetzten Kosten stunden, wenn die sofortige Einziehung für
den Schuldner mit erheblichen Härten verbunden ist und wenn der Anspruch durch die Stundung nicht
gefährdet wird. Er kann die Kosten ermäßigen oder von der Erhebung absehen, wenn dies im Einzel-
fall mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kostenschuldners oder sonst aus Billig-
keitsgründen geboten ist.

§ 3 Rechtsbehelfsgebühren

(1) Bleibt ein Rechtsbehelf erfolglos, betragen die Gebühren über den Rechtsbehelf das Eineinhalbfa-
che der Gebühr, die für die angefochtene Entscheidung anzurechnen war, mindestens jedoch 10,00 ¤.
War für die angefochtene Entscheidung keine Gebühr anzusetzen, beträgt die Gebühr für die Ent-
scheidung über den Widerspruch 10,00 - 1.000,00 ¤.

(2 Wird einem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben, so wird keine Gebühr für die Zurückweisung des
Widerspruchs erhoben, wird er ganz oder teilweise zurückgenommen, so ermäßigt sich die aus Abs. 1
abzuleitende Gebühr nach dem Umfang der Abweisung oder der Rücknahme auf höchstens 25 v.H..

(3) Wird der Rechtsbehelfsbescheid teilweise oder ganz aufgehoben oder zurückgenommen, so sind
die gezahlten Kosten teilweise oder ganz zu erstatten, es sei denn, dass die Aufhebung allein auf un-
richtigen oder unvollständigen Angaben desjenigen beruht, der den Rechtsbehelf eingelegt hat.

§ 4 Gebührenbefreiung

(1) Gebühren werden nicht erhoben für
1. mündliche Auskünfte
2. Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten

a) Besuch von Schulen
b) Arbeits- und Dienstleistungssachen
c) Zahlung von Krankengeldern, Unterstützungen und dgl. aus öffentlichen und privaten Kas-

sen, Ruhegehältern sowie Witwen- und Waisengeldern
d) Nachweise der Bedürftigkeit
e) Jugendhilfe- u. Sozialhilfesachen
f) Sozialversicherungssachen
g) Lohnbescheinigungen zur Vorlage bei den Rentenversicherungen
h) Belehrungen und Bescheinigungen nach § 43 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz für ein

Schülerpraktikum, auch gültig für Schüler des Gymnasiums. Diese Bescheinigung ist für
den Praktikumzeitraum begrenzt.

3. Verwaltungstätigkeiten, die die Niederschlagung und Stundung oder den Erlass von Verwal-
tungsgebühren betreffen.

4. Verwaltungstätigkeiten für die
a) in Ausübung öffentlicher Gewalt eine Behörde im Lande, des Bundes oder eines anderen

Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn, dass die Gebühr einem Dritten zur Last zu
legen ist.

b) Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen
Rechts einschließlich ihrer öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen An-
lass gegeben haben, es sei denn, dass die Gebühr einem Dritten zur Last zu legen ist.

(2) Von der Erhebung einer Gebühr kann über den im Absatz 1 hinaus genannten Fällen ganz oder teil-
weise abgesehen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht.

(3) Die Absätze 1 und 2 werden bei Entscheidungen über Rechtsbehelfe nicht angewendet.

§ 5 Auslagen

(1) Sind bei der Vorbereitung oder der Vornahme einer Verwaltungstätigkeit besondere Auslagen not-
wendig, so hat der Gebührenschuldner sie ohne Rücksicht darauf, ob eine Gebühr zu entrichten ist, zu
erstatten. Bei der Bearbeitung eines Rechtsbehelfs sind besondere Auslagen nicht zu erstatten, wenn
diesem stattgegeben wird. 

(2) Als Auslagen werden insbesondere erhoben:
1. Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen sowie für die Ladung von Zeugen und Sach-

verständigen; erfolgt die Zustellung durch Bedienstete der Behörde, so werden die für die Zu-
stellungen durch die Post mit Zustellungsurkunde entstehenden Postgebühren erhoben;

2. Gebühren für Ferngespräche und Telefaxgebühren
3. bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten
4. Zeugen- und Sachverständigengebühren
5. Beträge, die anderen Behörden oder Personen für ihre Tätigkeit zu zahlen sind, z.B. Laborlei-

stungen
6. Kosten der Verwahrung oder Beförderung von Sachen
7. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen
8. Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Durchschriften, Abschriften, Auszüge, Fotokopi-

en oder Vervielfältigungen nach den im Gebührentarif enthaltenen Sätzen
9. Beträge gemäß dem Überprüfungsverfahren nach Heilpraktikerrecht

§ 6 Gebührenpflichtiger

(1) Wer zu einer Verwaltungstätigkeit Anlass gegeben hat, ist zur Zahlung der Gebühren verpflichtet.
(2) Gebührenpflichtig nach § 3 ist derjenige, der den Rechtsbehelf eingelegt hat.

(3) Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.

§ 7 Entstehung der Gebührenpflicht

(1) Mit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder mit der Rücknahme des Antrages entsteht die
Gebührenpflicht.

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden
Betrages.

§ 8 Fälligkeit der Gebührenschuld

(1) Mit der Anforderung wird die Gebührenschuld fällig.

(2) Eine Verwaltungstätigkeit kann von der vorherigen Zahlung der Gebühren und Auslagen oder von
der Zahlung oder Sicherstellung eines angemessenen Gebührenvorschusses abhängig gemacht wer-
den. Übersteigt der Vorschuss die endgültige Gebührenschuld, ist er zu erstatten.

§ 9 Anwendung der Verwaltungsgebührensatzung

Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden die Vorschriften nach den §§ 4 und 5 des Kom-
munalabgabengesetzes (KAG-LSA) sinngemäß Anwendung.

§ 10 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und männlicher
Form.

§ 11 In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Verwaltungsgebührensatzung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Satzung des Landkreises Ohrekreis über die Erhebung von Verwaltungsge-
bühren (Verwaltungsgebührensatzung) vom 19.06.2002 einschließlich der 1. Änderungssatzung vom
03.03.2004 sowie die Verwaltungskostensatzung des Landkreises Bördekreis vom 18.04.2001 ein-
schließlich der 1. Änderungssatzung vom 04.09.2002 und der 2. Änderungssatzung vom 19.03.2003
außer Kraft.

Haldensleben, 14.02.2008

Webel
Landrat

Anhang zum § 2 der Verwaltungsgebührensatzung des Landkreises Börde – Gebührentarif

Lfd. Nr. Gegenstand Betrag Euro (J)

1. Abschriften, Durchschriften u. andere Vervielfältigungen
1.1. Abschriften je angefangene Seite
1.1.1. in Format DIN A 5 3,00
1.1.2. in Format DIN A 4 5,00

Bei Schriftstücken in fremder Sprache oder in größeren Formaten als DIN A 4, 
wenn bei Vervielfältigungen außergewöhnliche Personal- oder Sachauf-
wendungen entstehen, kann der Pauschsatz nahe dem Maß des 
Verwaltungsaufwandes je Seite erhöht werden bis auf 30,00

1.2. Andere Vervielfältigungen
1.2.1. mit Fotokopierern je Seite
1.2.1.1. bis zum Format DIN A 4 einseitig 0,30
1.2.1.2. im Format DIN A 4 doppelseitig 0,40
1.2.1.3. ab 10 Seiten DIN A 4 einseitig 0,25
1.2.1.4. ab 10 Seiten DIN A 4 doppelseitig 0,30
1.2.1.5. ab 100 Seiten DIN A 4 einseitig 0,10
1.2.1.6. ab 100 Seiten DIN A 4 doppelseitig 0,15
1.2.1.7. bis zum Format DIN A 3 0,50
1.2.1.8. ab 10 Seiten DIN A 3 0,40
1.2.1.9. bei größeren Formaten bis zu 12,50
1.2.2. mit Büro-Druckgeräten (Computer)

bis zum Format DIN A 4 in einer Auflage
1.2.2.1. bis zu 10 Stück je Seite 0,25
1.2.2.2. bis zu 50 Stück je Seite 0,20
1.2.2.3. bis zu 100 Stück je Seite 0,10
1.2.2.4. bei Auflagen über 100 Stück je Seite 0,15

Bei größeren Formaten erhöht sich der Pauschalbetrag entsprechend der Größe.
2. Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und Ausweise
2.1. Beglaubigung von Unterschriften 3,50
2.2. Beglaubigung von Abschriften je Seite
2.2.1. der Erstausfertigung 3,50
2.2.2. der Mehrausfertigung 1,50
2.3. Beglaubigung von Urkunden und Bescheinigungen 

für den Gebrauch im Ausland 5,00 - 15,00
(von der Gebührenerhebung ausgenommen sind Urkunden des Jugendamtes)

2.4. Ausstellung von Zeugnissen, Bescheinigungen und Ausweisen
(wenn Gebühren nicht nach anderen Tarifzahlen zu erheben sind) 3,00 - 65,00
Die Gebühr wird im angemessenen Verhältnis zum Aufwand erhoben.

3. Akteneinsicht, Auskünfte
3.1. Die Einsicht in Akten, Karteien, Register und dgl., soweit sie nicht zur Einsicht-

nahme öffentlich ausgelegt sind, und wenn in einer anderen Tarifzahl
keine Gebühren vorgesehen sind, für jeden Fall der Einsichtnahme 3,00

3.2. Schriftliche Auskünfte aus Akten, Registern, Karteien 
u. dgl., wenn besondere Ermittlungen erforderlich sind

3.2.1. Grundgebühr 5,00
3.2.2. zuzüglich je angefangene Seite 2,50
3.3. mündliche Auskünfte aus amtlichen Unterlagen, 

soweit damit ein erheblicher Zeitaufwand verbunden ist 6,00
4. Abgabe von Druckstücken (Abgaben- und Gebührensatzungen, 

Plänen, Tarifen, Straßen- und Stimmbezirksverzeichnissen und dgl.)
für jede angefangene Seite 0,30

5. Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer
Erklärung, die von Privatpersonen zu deren Nutzen
gewünscht wird (die Niederschrift über die Erhebung
von Rechtsbehelfen ist ausgenommen)
je angefangene Seite 7,50 -15,00

6. Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen
und sonstige auf Antrag oder von Amts wegen vorzunehmende
Amtshandlungen, für die in diesem Kostentarif oder in 
anderen Rechtsvorschriften besondere Gebühren weder
bestimmt, noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist
Die Gebühr wird im angemessenen Verhältnis zum
Verwaltungsaufwand erhoben. 15,00 - 500,00

7. Verwaltungstätigkeiten, die nach Art und Umfang
in der Gebührensatzung nicht näher bestimmt
werden können und die mit besonderer Mühewaltung
verbunden sind, für jede angefangene halbe Stunde 14,00

8. Bearbeitung von Bürgschaftsanträgen 25,00
9. Vermögensverwaltung

Vorrangeinräumungs-, Pfandentlassungs- und sonstige 
Erklärungen zugunsten von Grundpfandrechten Dritter, 
insbesondere gegenüber Auflassungsvormerkungen und 
Vorkaufsrechten sowie Belastungsgenehmigungen

9.1.1. bis zu 5.000 ¤ des Nominalbetrages des vortretenden,
höchstens jedoch des zurücktretenden Grundpfand-
rechts oder des betroffenen Teilbetrages 10,00

9.1.2. für jede weitere angefangene 5.000 ¤ 5,00
9.2. Löschungsbewilligungen zugunsten von Grundpfandrechten Dritter
9.2.1. bis zu 5.000 ¤ des Nominalbetrages des vortretenden

höchstens jedoch des zurücktretenden Grundpfandrechts 10,00
9.2.2. für jede weitere angefangene 5.000 ¤ 5,00
9.3. Löschungsbewilligungen, Vorrangseinräumungs-, Pfand-

entlassungs- und sonstige Erklärungen für Rechte, die
nicht unter Punkt 9.1. u. 9.2. fallen

9.3.1. bis zu einem Wert von 5.000 ¤ 10,00
9.3.2. für jede weitere angefangene 5.000 ¤ 5,00
9.3.3. höchstens jedoch 50,00
10. Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rechnung Dritter

von Unternehmen an Straßen, Plätzen, Kanälen und sonstigen Anlagen
ausgeführt werden, je angefangene halbe Stunde der Beaufsichtigung
einschließlich Anmarschweg von der Dienststelle oder der vorhergehenden
Baustelle 

10.1. einfache Arbeiten 10,00
10.2. Tätigkeiten, die spezielle Kenntnisse voraussetzen 20,00
11. Feststellung, Besichtigungen, Gutachten, Bau-

leistungen, Auszüge, technische Arbeiten 
11.1. einfache Arbeiten 10,00
11.2. Tätigkeiten, die spezielle Kenntnisse voraussetzen 20,00
12. Rechtsbehelfe

Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe, soweit nicht
§ 3 der Verwaltungsgebührensatzung anzuwenden ist und der
Rechtsbehelf erfolglos bleibt oder der Rechtsbehelf Erfolg hat,
die angefochtene Verwaltungstätigkeit aber auf Grund 
unrichtiger oder unvollständiger Angaben vorgenommen
bzw. abgelehnt worden ist, einschließlich der
Entscheidungen über Widersprüche Dritter 10,00 - 1.000,00
Innerhalb dieses Rahmens sollte die Gebühr für Entscheidungen
über Rechtsbehelfe gegen die Festsetzung von Verwaltungsgebühren
in der Regel 10 v.H. der strittigen Kosten nicht übersteigen, sofern nicht 
das Maß des Verwaltungsaufwandes im Einzelfall eine höhere Gebühr erfordert.
(siehe anliegende Gebührentabelle)

13. Gebühren für Vollstreckungsverfahren in Gemeinden und Verwaltungs-
gemeinschaften, in denen keine Vollstreckungsstelle besteht
je Vollstreckungsersuchen 74,00

14. Gebühren für Rechnungsprüfungen in Gemeinden und Verwaltungsgemein-
schaften, in denen kein Rechnungsprüfungsamt besteht
je Prüfer und angefangene Stunde 45,00
höchstens je Prüfer je Tag 365,00

Gebührentabelle gem. Nr. 12 des Gebührentarifs zur Verwaltungsgebührensatzung
Wert Gebühr(unter Berücksichtigung des durch-

schnittlichen Verwaltungsaufwandes)
bis 100,00 J 10,00 J
bis 200,00 J 20,00 J
bis 300,00 J 30,00 J
bis 400,00 J 40,00 J
bis 600,00 J 50,00 J
bis 800,00 J 60,00 J
bis 1.000,00 J 70,00 J
bis 1.500,00 J 80,00 J
bis 2.000,00 J 90,00 J
bis 2.500,00 J 100,00 J
bis 3.000,00 J 110,00 J
bis 4.000,00 J 120,00 J
bis 5.000,00 J 130,00 J
bis 6.000,00 J 140,00 J
bis 7.000,00 J 150,00 J
bis 8.000,00 J 160,00 J
bis 9.000,00 J 180,00 J
bis 10.000,00 J 200,00 J
bis 11.000,00 J 220,00 J
bis 12.000,00 J 240,00 J
bis 13.000,00 J 260,00 J
bis 14.000,00 J 280,00 J
bis 15.000,00 J 300,00 J
bis 20.000,00 J 360,00 J
bis 25.000,00 J 440,00 J
bis 30.000,00 J 540,00 J
bis 35.000,00 J 600,00 J
bis 40.000,00 J 640,00 J
bis 50.000,00 J 740,00 J
bis 60.000,00 J 840,00 J
bis 70.000,00 J 920,00 J
bis 80.000,00 J 960,00 J
bis 90.000,00 J 980,00 J
über 90.000,00 J 1.000,00 J

Bei Entscheidungen, denen ein besonders aufwendiges Ermittlungsverfahren vorausgegangen ist, ist
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die Gebühr angemessen - aber nicht über 1.000,00 J hinaus - zu erhöhen.
Bei schematischen Entscheidungen in parallel laufenden Verfahren ist die Gebühr angemessen - aber
nicht unter 10,00 J im Einzelfall - herabzusetzen.

Landkreis Börde
Der Landrat

Zweite Satzung zur Änderung der Satzung des Landkreises Börde
über die Entschädigung für ehrenamtlich Tätige 

(Entschädigungssatzung)
Aufgrund der §§ 6 und 21 der Landkreisordnung für das Land Sachsen-Anhalt (LKO LSA) vom 5. Ok-
tober 1993 (GVBl. LSA S. 598), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. November 2006 (GVBl. LSA
S. 522), in Verbindung mit § 33 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom
5. Oktober 1993 (GVBl. S. 568), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. März 2006 (GVBl. LSA S.
128), beschließt der Kreistag das Landkreises Börde in seiner Sitzung am 13. Februar 2008 die fol-
gende „Zweite Satzung zur Änderung der Satzung des Landkreises Börde über die Entschädigung für
ehrenamtlich Tätige (Entschädigungssatzung)“:

§ 1
§ 2 Absatz 4 erhält folgenden Wortlaut:
Im Aufgabenbereich des Jagdwesens ehrenamtlich Tätige erhalten eine allgemeine pauschalierte Auf-
wandsentschädigung,
1. der Kreisjägermeister in Höhe von 250,00 J monatlich,
2. die Mitglieder des Jagdbeirates jeweils in Höhe von 100,00 J monatlich.

§ 2 Absatz 6 erhält folgenden Wortlaut:
In den Aufgabenbereichen des Umweltschutzes und des Fischereiwesens ehrenamtliche Tätige erhal-
ten eine allgemeine pauschalierte Aufwandsentschädigung:
1. die Naturschutzbeauftragten jeweils in Höhe von 50,00 J monatlich,
2. der Fischereiberater in Höhe von 50,00 J monatlich.

§ 2
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2008 in Kraft.
Haldensleben, 14.02.2008

Webel
Landrat

Landkreis Börde
Der Landrat

Allgemeinverfügung: Aufhebung des örtlich begrenzten Widerrufes
der Ausnahmegenehmigung von der Aufstallungsverpflichtung von

Geflügel für eine Stadt und Gemeinden des Landkreises Börde 

Der Landkreis Börde ordnet mit sofortiger Wirkung an:
1. Der örtlich begrenzte Widerruf der Ausnahmegenehmigung von der Aufstallungsverpflichtung von
Geflügel vom 07.01.2008 für das Territorium der Stadt und Gemeinden mit ihren jeweiligen Ortstei-
len: Angern, Barleben, Bertingen, Burgstall, Colbitz, Cröchern, Dolle, Farsleben, Glindenberg, Hein-
richsberg, Loitsche, Mahlwinkel, Rogätz, Sandbeiendorf, Wenddorf, Wolmirstedt und Zielitz wird
aufgehoben. In diesem Gebiet darf Geflügel ab sofort wieder auch außerhalb geschlossener Ställe oder
Schutzvorrichtungen gehalten werden (Freilandhaltung).
2. Die Ausnahmegenehmigung von der Aufstallverpflichtung für Geflügel vom 02.01.2008 (veröf-
fentlicht im Amtsblatt Landkreis Börde, 2. Jahrgang, Nr. 1 vom 06.01.2008) gilt wieder für das ge-
samte Kreisgebiet des Landkreis Börde in der Fassung vom 02.01.2008.

Begründung: Rechtsgrundlagen
1. § 13 Abs. 9, § 44 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-
Verordnung; Geflügelpest-VO) in der Bekanntmachung der Neufassung der Geflügelpest-Verordnung
vom 18.10.2007 (BGBl. I S. 2348),
2. § 6 Nr. 2 der Verordnung über die Zuständigkeiten auf verschiedenen Gebieten der Gefahrenabwehr
(ZustVO SOG) vom 31.07.2002 (GVBl. LSA S. 328) in der jeweils gültigen Fassung

Die Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage des § 13 Abs. 9 i.V.m. § 44 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügel-
pest-VO.
Zuständige Behörde für zu treffende Anordnungen ist der Landkreis gemäß § 6 Nr. 2 ZustVO SOG. 
Die Geflügelpest in einer Geflügelhaltung in der Gemeinde Bensdorf im Landkreis Potsdam-Mittel-
mark (Brandenburg) ist erloschen und die dort angeordneten Maßnahmen wurden nach § 44 Geflü-
gelpest-Verordnung aufgehoben. Somit darf wieder von einer Ausnahmegenehmigung zur Aufstal-
lungspflicht Gebrauch gemacht werden (§ 13 Abs. 9 Geflügelpest-VO), was der Landkreis Börde hier-

mit macht.

Rechtsbehelfsbelehrung: Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim
Landkreis Börde, Gerikestraße 104, in 39340 Haldensleben einzulegen.
Haldensleben,14.02.2008 

Webel
Landrat

Zweckverband für Tierkörperbeseitigung 
Südniedersachsen/Hannover: 

Öffentliche Sitzung der Verbandsversammlung 

Freitag, 29.02.2008, 10:30 Uhr
Goslar, Kreishaus, Klubgartenstraße 6, 38640 Goslar, Sitzungsraum 0103

Die Verbandsversammlung wird folgende Angelegenheiten beraten:

• Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit
• Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Verbandsversammlung am 16. November 2007
• 2. Satzung zur Änderung der Verbandsordnung des Zweckverbandes für Tierkörperbeseitigung Süd-

niedersachsen/Hannover
• Einstellung eines hauptamtlichen Geschäftsführers
• 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Zweckverbandes für Tierkörperbeseitigung Südnieder-

sachsen/Hannover über Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld  
•  Festlegung des nächsten Sitzungstermins 
•  Anfragen und Mitteilungen

Der Vorsitzende der Verbandsversammlung 20. Februar 2008

Öffentliche Bekanntmachung des Landesverwaltungsamtes
gemäß § 11 Abs. 7 GKG LSA

Die erste Sitzung der Verbandsversammlung des Stadt-Umland-Verbandes Magdeburg findet am
Mittwoch, dem 27. Februar 2008, um 17.00 Uhr in der Olvenstedter Str. 1-2, 39108 Magdeburg, im
Landesverwaltungsamt, Raum 143, statt.

Tagesordnung

TOP 1 Begrüßung
Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung
Feststellung der Beschlussfähigkeit
Bestimmung der Protokollführer
Feststellung der Tagesordnung

TOP 2 Wahl des Vorsitzenden der Verbandsversammlung
TOP 3 Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden der Verbandsversammlung
TOP 4 Wahl des Verbandsgeschäftsführers
TOP 5 Wahl des stellvertretenden Verbandsgeschäftsführers
TOP 6 Sonstiges
TOP 7 Schließung der Sitzung

Geänderte Bekanntmachung der Gemeinde Sülzetal
über die vierte öffentliche Auslegung des Entwurfes des

Bebauungsplanes Nr. 7 „Am Jungfernberg“ - GI Osterweddingen
der Gemeinde Sülzetal und die dazugehörige Begründung 

Sachverhalt:
Aufgrund einer erst im Rahmen der 3. Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung zum o. g. Planver-
fahren eingegangenen Stellungnahme der e.on I Avacon AG vom 18.01.2008 wird es notwendig, den
im 3. Entwurf vorgesehenen Trassenverlauf der 110-kV-Freileitung südlich der Erschließungsstraße
zur B 81 erneut zu ändern und nun nördlich der Erschließungsstraße zur B 81 anzuordnen.
Die neue Leitungstrasse wird in dem 4. Entwurf zum B-Plan 7 nördlich der Erschließungsstraße zur 
B 81 neu festgesetzt.
Der Umweltbericht wird vor allem in der Kartendarstellung, der Beurteilung des Schutzgutes Boden
und bei der Zuordnung der Kompensationswerte geändert.

Die öffentliche Auslegung erfolgt in der Zeit vom 03.03.2008 bis zum 17.03.2008 im Bauamt der Ge-
meinde Sülzetal, Dodendorfer Str. 30 in 39171 Sülzetal OT Osterweddingen. Der Entwurf liegt zu je-
dermanns Einsicht zu den allgemeinen Dienstzeiten

montags, mittwochs   7.00 bis 16.00 Uhr 
dienstags 7.00 bis 18.00 Uhr
donnerstags 7.00 bis 16.30 Uhr    und
freitags 7.00 bis 12.00 Uhr

aus.
Während dieser Auslegungsfrist können Anregungen und Hinweise ausschließlich zum geänderten
Teil des Entwurfes schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift gebracht werden.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan
unberücksichtigt bleiben.

Die Bekanntmachung im Amtsblatt Nr.12 für den Landkreis Börde vom 17.02.2008 ist hiermit aufge-
hoben

Sülzetal, 17.02.2008

Wasserthal
Bürgermeister

Verfügung der Gemeinde Sülzetal über die Genehmigung zum 
Offenhalten von Verkaufsstellen aus Anlass eines

„Vorfrühlingsfestes“ am 02. März 2008

Aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Ladenöffnungszeiten im
Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.11.2006 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt S. 527) erlässt der Bürgermeister der Gemeinde Sülzetal fol-
gende Verfügung:

§ 1 Geltungsbereich
Der Geltungsbereich dieser Verfügung erstreckt sich am 02. März 2008 auf das Gebiet des Einkauf-
marktes „Ihr Teppichfreund“ OT Altenweddingen,  Wanzlebener Chaussee 1 in 39171 Sülzetal OT
Altenweddingen.

§ 2 Verkaufzeiten
Im Rahmen dieser Verfügung wird genehmigt, dass der Einzelhandel im festgelegten 
Bereich am Sonntag, dem 02. März 2008, von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr öffnen darf.

§ 3 Beschäftigung von Arbeitnehmern
Die Vorschrift des § 9 des Ladenöffnungszeitengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
27.11.2006 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt S. 527), die Bestimmungen
des Arbeitszeitgesetzes vom 06.06.1994 (BGBl. I S. 1170), des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom
12.04.1976 (BGBl. I S. 965), in der derzeit gültigen Fassung und des Mutterschutzgesetzes in der Neu-
fassung vom 20.06.2002 (BGBl. I S. 2318) in der derzeit gültigen Fassung sind zu beachten.

§ 4 Ordnungswidrigkeiten
Verstöße gegen die genannten Vorschriften und Bestimmungen werden als Ordnungswidrigkeit ver-
folgt.

§ 5 In-Kraft-Treten
Diese Verfügung tritt nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Ge-
meinde Sülzetal, Alte Dorfstraße 26, 39171 Sülzetal OT Osterweddingen schriftlich oder zur Nieder-
schrift eingelegt werden.

Sülzetal, 29.01.2008

Wasserthal
Bürgermeister
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